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"FAUST: 

MEPHISTOPHELES: 

FAUST: 

§ 1 Einleitung 

Und wenn ich mich ••• niedersetze, 
quillt innerlich doch keine neue Kraft. 
Mein guter Herr, Ihr seht die Sachen, 
wie man die Sachen eben sieht; 
wir müssen das gescheiter machen. 
Wiefangen wir das an?"1 

"Krankenstand fällt auf neues Rekordtief'.2 "Der Anteil jener Arbeitnehmer, die 
das ganze Jahr überhaupt nicht krank geschrieben waren, hat in den letzten Jahren 
zugenommen. Er stieg von 44,7% im Jahre 2000 auf 48,5% im Jahre 2005."3 

Meldungen und Aussagen solchen Inhaltes sind in jüngster Zeit vermehrt anzutref­
fen. Wozu also eine intensivere Beschäftigung mit dem Problemfeld der stufenwei­
sen Wiedereingliederung arbeitsunfähig erkrankter Arbeitnehmer in das Erwerbs­
leben? Wozu die Frage nach dem- um in der Wortwahl von Goethes Faust zu 
bleiben- "wie fangen wir das an"? Ist mit der Themenwahl nicht bereits im Ansatz 
das Zeichen der Zeit verkannt worden? 

A. Krankheitsbedingte Fehlzeiten sowie ökonomische Überlegungen 

Dass dies mitnichten der Fall ist, zeigt ein gerrauerer Blick auf die krankheitsbe­
dingten Fehlzeiten in der deutschen Wirtschaft im Jahre 2005. Hierbei wird deut­
lich, dass die Höhe des Krankenstandes entscheidend durch länger dauernde 
Arbeitsunfähigkeitsfälle 4 bestimmt wird. 5 

1 Goethe, Faust, DerTragödie erster Teil, S. 60, Vers 1812 f., Vers 1816-1818 und Vers 1833. 
2 Thelen, Handelsblatt vom 14.02.2007, Nr. 32, Seite 4. 
3 Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 210. 
4 Die Arbeitsunfähigkeitstalle erfassen die Häufigkeit der Krankmeldungen (vgl. Lepke, Kündigung 

Rn. 6). 
5 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 212. 
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So entfielen 2005 fast die Hälfte aller Arbeitsunfähigkeitstage6, namentlich 48,4%, 
auf lediglich 7,7% der Arbeitsunfähigkeitsfälle.7 Besonders auffällig ist die Tatsa­
che, dass Langzeiterkrankte, also solche Arbeitnehmer, die mehr als sechs Wochen 
pro Jahr arbeitsunfähig erkrankt sind, zwar nur 4,3% der gesamten Arbeitsunfähig­
keitsfälle ausmachen, dabei aber 38,5% des Arbeitsunfähigkeitsvolumens verursa­
chen.8 Folglich stellt die Langzeitarbeitsunfähigkeittrotz des rückläufigen Gesamt­
krankenstandes9 für die betroffenen Arbeitnehmer, die Unternehmen sowie die 
Krankenkassen auch gegenwärtig noch eine besondere Belastung dar, der es entge­
genzutreten gilt. 10 Somit sollten Maßnahmen zur Senkung des Krankenstandes 
primär bei den Langzeitfällen ansetzen. 11 Dabei stellt die stufenweise Wiederein­
gliederung arbeitsunfähiger Arbeitnehmer ein wesentliches Instrument zur Be­
kämpfung solcher Langzeiterkrankungen dar, 12 so dass eine vertiefende Erörterung 
dieser Maßnahme auch weiterhin von gesteigertem Interesse ist. 
Allerdings spricht nicht allein die Langzeitkrankenstatistik für eine intensivere Be­
schäftigung mit der stufenweisen Wiedereingliederung. Vielmehr untermauem 
auch mikro- und makroökonomische Überlegungen die Notwendigkeit, diese Maß­
nahme näher zu beleuchten. Ein Krankenstand von einem Prozent hatte für die Ge­
samtwirtschaft in Deutschland im Jahre 1996 den Ausfall von mindestens 280.000 
Arbeitnehmern täglich zur Folge. 13 1999 lag dieser Wert bereits bei 300.000 Men­
schen.14 Was dies für einzelne Branchen bedeutet, zeigt ein exemplarischer Blick 
auf die Bereiche Banken und Versicherungen sowie das Baugewerbe. So ergaben 
sich im Jahre 2005 in Folge von Arbeitsunfähigkeit allein im Bereich der Banken 
und Versicherungen aufvolkswirtschaftlicher Ebene Kosten in Höhe von 1,6 Milli­
arden Euro. 15 Dies bedeutete für ein Unternehmen mit l 00 Mitarbeitern eine Kos­
tenbelastung von 156.654 Euro. 16 

6 Die Zahl der Arbeitsunfähigkeitstage ist, nicht zuletzt wegen der Entgeltfortzahlung, von erheb­
lich größerer ökonomischer Relevanz als die Anzahl der Arbeitsunfähigkeitsfälle (vgl. Lepke, 
Kündigung Rn. 6). 

7 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 212. 
8 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 212. 
9 Im Vergleich zu 2004 ging die Zahl der krankheitsbedingten Ausfalltage im Jahre 2005 um 2,4% 

zurück, vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 208. 
10 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 246. 
11 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 213. 
12 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 166 f. 
13 V gl. Lepke, Kündigung Rn. 3, insbesondere Fußnote 31. 
14 Vgl. Lepke, Kündigung Rn. 4. 
15 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 254. 
16 V gl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 254. 
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Noch dramatischer stellte sich aus volkswirtschaftlicher Sicht die Lage im Bauge­
werbe dar. Hier fiihrte die Arbeitsunfähigkeit im Jahre 2005 zu Produktionsausfäl­
len in Höhe von 2, 1 Milliarden Euro. 17 

Bereits die Betrachtung dieser beiden Branchen untermauert die Notwendigkeit, 
sich sowohl aus gesamtwirtschaftlichem Interesse als auch aus dem Blickwinkel 
des einzelnen Arbeitgebers näher mit Möglichkeiten zu befassen, die Arbeitsunfä­
higkeitsfälle und dabei insbesondere die besonders kostenintensiven Langzeiter­
krankungen zu minimieren. Eine solche Beschäftigung dient dabei insbesondere 
auch dem Interesse des einzelnen Arbeitnehmers - sei es, weil er bereits arbeitsun­
fähig erkrankt ist, sei es, weil er ein Interesse daran hat, im Falle einer Erkrankung 
einen Weg aufgezeigt zu bekommen, um möglichst zügig und erfolgreich wieder in 
das Erwerbsleben integriert zu werden. Dabei hat sich das Modell der stufenweisen 
Wiedereingliederung als besonders wirksames Mittel erwiesen, Arbeitsunfähige in 
den Arbeitsprozess zurückzuführen.18 Diese Maßnahme verspricht, gerade Lang­
zeiterkrankten eine erfolgreiche Rückkehr in das Erwerbsleben zu ermöglichen und 
so die individuellen und gesamtwirtschaftlichen Probleme im Zusammenhang mit 
länger andauernden Arbeitsunfähigkeitstallen erfolgreicher zu lösen als auf ande­
rem Wege. Fragen rund um die stufenweise Wiedereingliederung sind daher nicht 
allein historischer oder rein theoretischer Natur, sondern betreffen auch gegenwär­
tig noch unmittelbar alle am Arbeits- beziehungsweise Wirtschaftsleben beteiligten 
Akteure. 
Dabei beschränkt sich die vorliegende Untersuchung auf die im Rahmen der Wie­
dereingliederung auftretenden arbeitsrechtlichen Fragestellungen. Die Behandlung 
der in diesem Zusammenhang zu Tage tretenden ökonomischen, sozialen sowie 
rein sozialrechtlichen Probleme gleichfalls zu behandeln, würde den Rahmen der 
Arbeit sprengen. Allerdings sei bereits an dieser Stelle angemerkt, dass bestimmte 
arbeitsrechtliche Probleme ohne Einbindung sozialrechtlicher oder auch ökonomi­
scher Fragestellungen nicht zutreffend lösbar sind. In diesen Fällen können über­
zeugende arbeitsrechtliche Antworten allein unter Einbeziehung der genannten 
anderen Gebiete gefunden werden, so dass ökonomische und sozialrechtliche Über­
legungen in den entsprechenden Konstellationen auch in die vorliegende Ausarbei­
tung mit einbezogen werden. 
Eine Untersuchung gerade der arbeitsrechtlichen Probleme rund um die stufenwei­
se Wiedereingliederung ist durch aktuelle Entwicklungen angezeigt. In Bezug auf 
die Gesamtbelegschaft sind in den letzten Jahren zum einen neue, wiedereingliede­
rungsrechtliche Problembereiche entstanden und müssen zum anderen bereits län­
ger bekannte, vermeintlich geklärte Sachverhaltskonstellationen eine neue Bewer-

17 Vgl. Badura/Sche//schmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 269. 
18 Gage/, NZA 2001,988,989. 
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tung erfahren. Nicht wenige Antworten auf arbeitsrechtliche Fragestellungen im 
Rahmen der Wiedereingliederung fallen heute grundlegend anders aus als noch vor 
zehn oder fünfzehn Jahren. Gesetzliche Neuerungen verlangen nach differenzierte­
ren Lösungen. 
Beispielhaft sei hier zum einen die Frage genannt, ob im Lichte der gegenwärtigen 
Rechtslage die Durchführung einer Wiedereingliederung im Belieben der Arbeits­
vertragsparteien stehen kann oder ob sich nicht aus neueren Sozialrechtsnormen 
(§ 2 Abs. 2 SGB III, § 81 Abs. 4 S. I Nr. I SGB IX) diesbezügliche Verpflichtun­
gen ergeben - eine Frage, die, soweit ersichtlich, bisher nicht vertieft beleuchtet 
worden ist. Außerdem ist bisher der Versuch unterblieben, die während einer Wie­
dereingliederung zu beachtenden Nebenpflichten dogmatisch näher herzuleiten und 
so ihre Geltung in dieser Phase überzeugend zu begründen. Auch diesbezüglich 
soll die vorliegende Untersuchung Lösungsmöglichkeiten liefern. Dies nicht zuletzt 
deshalb, um in einem nächsten Schritt die fiir das Arbeitsrecht besonders bedeut­
same und, soweit erkennbar, bisher gleichfalls noch offene Frage zu beantworten, 
welche Auswirkungen in der Wiedereingliederungsphase bestehende Pflichtverlet­
zungen mit sich bringen. Schließlich bedürfen die Rechtsfolgen und mögliche 
Maßnahmen bei einer medizinisch angezeigten, aber dennoch unterbliebenen 
Wiedereingliederung, insbesondere vor dem Hintergrund des neu geschaffenen 
§ 84 SGB IX, einer vertieften Untersuchung. 
Die stufenweise Wiedereingliederung umfasst also ein weites Feld aktueller ar­
beitsrechtlicher Fragen. Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, diese Handlungsfelder 
aus arbeitsrechtlicher Sicht zu beleuchten und entsprechende Lösungsmöglichkei­
ten aufzuzeigen. 

B. Wiedereingliederung am Beispiel der Ford Werke GmbH 

Die Notwendigkeit, sich aus arbeitsrechtlicher Sicht näher mit der stufenweisen 
Wiedereingliederung zu befassen, zeigt nicht zuletzt ein gerrauerer Blick in die 
Unternehmenslandschaft. Beispielhaft sei an dieser Stelle die Ford Werke GmbH 
genannt. In diesem Unternehmen existiert ein betriebliches Eingliederungs­
management an allen deutschen Standorten.19 Dieses Eingliederungsmanagement 
umfasst unter anderem die Bemühung, Langzeitkranke möglichst früh aus der Ar­
beitsunfahigkeit zu holen, da Beobachtungen verdeutlicht haben, dass die Zeit 
krankheitsbedingter Arbeitsunfahigkeit ein entscheidender Faktor fiir den Erfolg 
einer Rehabilitation darstellt.20 Je länger die Arbeitsunfahigkeit andauert, desto 

19 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 163. 
20 Vgl. Badura/Schellschmidt!Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 166. 
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stärker sinken die Integrationschancen.21 Das Eingliederungsmanagement wurde 
besonders dank der Einführung einer stufenweisen Wiedereingliederung zum Er­
folg. Lediglich weniger als 5% der im Rahmen einer stufenweisen Wiedereinglie­
derung durchgefiihrten Arbeitsversuche blieben in der Vergangenheit erfolglos.22 

Die stufenweise Wiedereingliederung wird bei der Ford Werke GmbH durch ein 
Integrationsteam geplant und begleitet.23 Nachdem ein entsprechender Arbeitsplatz 
fiir den Rehabilitanden gefunden worden ist, dokumentieren die Vorgesetzten den 
Eingliederungsverlauf und erstatten allen an der Wiedereingliederung Beteiligten 
regelmäßig Bericht über den aktuellen Wiedereingliederungsstand sowie am Ende 
über den Erfolg oder aber das Misslingen des Arbeitsversuches.24 Bemerkenswert 
ist die Tatsache, dass Beweggrund fiir die Einführung eines betrieblichen Einglie­
derungsmanagements und mithin auch fiir die stufenweise Wiedereingliederung 
keine gesetzliche Verpflichtung gewesen ist, sondern allein betriebswirtschaftliche 
Kostengesichtspunkte zu diesem Entschluss gefiihrt haben.Z5 

C. Gang der Untersuchung 

Das Beispiel der Ford Werke GmbH mit mehr als 95% im Rahmen der stufenwei­
sen Wiedereingliederung erfolgreich durchgefiihrten Arbeitsversuchen auf der 
einen Seite sowie die oben aufgezeigten Belastungen aller Beteiligten, die das 
Thema Langzeiterkrankungen immer noch mit sich bringt, andererseits, offenbaren, 
dass eine nähere arbeitsrechtliche Befassung mit der stufenweise Wiedereingliede­
rung nichts an Aktualität und Bedeutung eingebüsst hat. 
Darüber hinaus machen verschiedene arbeitsgerichtliche Urteile der letzten Zeit 
deutlich, dass in arbeitsrechtlicher Hinsicht noch immer große Unsicherheit über 
die in § 28 SGB IX und § 74 SGB V angesprochene stufenweise Wiedereingliede­
rung herrscht.26 So sehen sich sowohl wiedereingliedernde Arbeitgeber als auch 
arbeitsunfähig erkrankte Arbeitnehmer, die sich bereits in einer Wiedereingliede­
rungsmaßnahme befinden oder eine solche anstreben, vielfältigen (arbeits)rechtli­
chen Fragestellungen ausgesetzt. 
Die vorliegende Arbeit möchte auf die in diesem Zusammenhang auftretenden 
arbeitsrechtlichen Fragen Antworten geben, indem in einem ersten Schritt kurz 

21 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 166. 
22 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 167. 
23 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 167. 
24 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 167. 
25 Vgl. Badura/Schellschmidt/Vetter, Fehlzeiten-Report 2006, S. 163. 
26 Gage//Schian, Behindertenrecht 2006, 53, 53. 
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vorgestellt wird, welches Modell sich hinter § 28 SGB IX und § 74 SGB V verbirgt 
und welche Rechtsnatur ein Wiedereingliederungsverhältnis aufureist 
Alsdann erfolgt eine intensive Auseinandersetzung mit dem Problemkreis der 
"Freiwilligkeit der Wiedereingliederung". Dabei soll geklärt werden, ob in Unter­
nehmen, in denen- im Gegensatz zu dem obigen Beispiel der Ford Werke GmbH­
die stufenweise Wiedereingliederung bisher ein Schattendasein führt, eine arbeit­
geberseitige Verpflichtung zu bejahen ist, eine Wiedereingliederungsmaßnahme 
durchzuführen. 
Des Weiteren wollen die Parteien wissen, welche Rechte ihnen in Zeiten der 
stufenweisen Wiedereingliederung zustehen und welche Pflichten ihnen während­
dessen auferlegt sind. Daher erfolgt eine genauere Untersuchung, ob etwaige 
Hauptleistungspflichten oder Nebenpflichten während dieser Phase existieren und 
-bejahendenfalls -um welche Pflichten es sich dabei handelt. 
Besonderes Augemerk ist dabei auf die Frage zu legen, inwieweit eine Teilarbeits­
(un)fähigkeit besteht und ob Kriterien auffindbar sind, die eine genauere Bestim­
mung des Schicksals einzelner arbeitsvertraglicher Nebenpflichten ermöglichen. In 
diesem Zusammenhang wird ferner geklärt, ob dem Arbeitgeber ein Direktions­
recht auch während einer Wiedereingliederungsmaßnahme zugesprochen werden 
kann. 
Von besonderer Bedeutung für die Arbeitsvertragsparteien ist aber nicht nur die 
Bestimmung einzelner Nebenpflichten, sondern auch die rechtliche Würdigung von 
Pflichtverletzungen in Zeiten der stufenweisen Wiedereingliederung. Die in diesem 
Zusammenhang auftretenden Auswirkungen sind daher ebenso Inhalt eines weite­
ren Abschnittes dieser Arbeit wie die auftretenden Haftungsfragen während der 
Wiedereingliederung. 
Was aber passiert, wenn ein Arbeitgeber sich weigert, eine medizinisch notwendige 
und seitens des Arbeitnehmers gewünschte Wiedereingliederung durchzuführen? In 
einem solchen Fall sind mannigfaltige Rechtsfolgen und Maßnahmen sowohl auf 
individualrechtlicher als auch auf kollektivrechtlicher Ebene denkbar. Aufall diese 
Möglichkeiten geht der anschließende Abschnitt ein. Am Ende werden die dann 
noch offenen kollektivrechtlichen Fragen geklärt, bevor eine Schlussbetrachtung 
und eine Ergebnisdarstellung die vorliegende Arbeit abschließen. 
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§ 2 Modell, Funktion, Begründung und Rechtsnatur 
der Wiedereingliederung 

Arbeits- und Sozialrecht sind vielfältig miteinander verknüpft, wobei häufig 
arbeitsrechtliche Institute Anknüpfungspunkte für sozialrechtliche Regelungen dar­
stellen.1 Der umgekehrte Fall, dass sozialrechtliche Normen arbeitsrechtliche Prob­
leme bedingen, ist demgegenüber seltener anzutreffen.2 

Ein Beispiel für letztere Konstellation ist§ 74 SGB V. Hiernach soll der Arzt dann, 
wenn arbeitsunfähige Versicherte nach ärztlicher Feststellung in der Lage sind, ihre 
bisherige Tätigkeit teilweise verrichten zu können und durch eine stufenweise 
Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit voraussichtlich besser wieder in das Erwerbsleben 
eingegliedert werden können, auf der Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit 
Art und Umfang der möglichen Tätigkeit angeben.3 Mit dieser Vorschrift hat der 
Gesetzgeber am 01.01.1989 erstmals eine gesetzliche Regelung zur stufenweisen 
Wiedereingliederung ins Leben gerufen.4 Obwohl es sich hierbei um eine sozial­
rechtliche Norm handelt, greift die Vorschrift in das arbeitsrechtliche Verhältnis 
des Arbeitgebers und seines erkrankten Versicherten ein, ohne dieses Verhältnis 
abzuklären.5 Das Gesetz fordert den Kassenarzt an dieser Stelle lediglich auf, einen 
Plan zu erstellen, wenn durch eine teilweise Beschäftigung die Möglichkeit besteht, 
Phasen der Arbeitsunfähigkeit erfolgreicher zu überwinden.6 

Mittlerweile gilt die stufenweise Wiedereingliederung durch § 28 SGB IX über den 
Bereich der Krankenversicherung (SGB V) hinaus allgemein für das Rehabilitati­
onsrecht.7 Die Tatbestandsvoraussetzungen der Vorschrift sind kongruent mit de­
nen des§ 74 SGB V,8 so dass die vorstehenden Ausfiihrungen zu§ 74 SGB V hier 
entsprechend gelten. § 28 SGB IX enthält fiir sämtliche Träger medizinischer 
Rehabilitationsleistungen die Möglichkeit, Versicherte bei einem Wiedereingliede­
rungsversuch zu begleiten.9 Mithin fuhren die Träger selbst keine stufenweise 

1 Gitter, SGb 1995,5, 5. 
2 Gitter, SGb 1995, 5, 5. 
3 BAG v. 29.01.1992,5 AZR 37/91, AP Nr. 1 zu§ 74 SGB V, unter 11.2. 
4 BGBI. 1988, S. 2500. 
5 Brocke, SGb 1990,45,45. 
6 Gage/, Forum B, Beitrag 4/2007, S. 5. 
7 Küttner-Reinecke, Personalbuch 2006, Rehabilitation (berufliche), 351 Rn. 8. 
8 Neumann/Pahlen/Majerski-Pahlen-Majerski-Pah/en, SGB IX, § 28 Rn. 1. 
9 HK-Stähler, SGB IX, § 28 Rn. 1. 
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Wiedereingliederung durch, sondern unterstützen diese Maßnahme allein in mate­
rieller Hinsicht. 10 Beispielsweise sieht § 51 Abs. 5 SGB IX die Zahlung eines 
Übergangsgeldes vor. 11 

Somit wird deutlich, dass weder § 28 SGB IX noch § 74 SGB V ein ausgefeiltes 
Konzept beinhaltet, so dass die mit diesen Normen zusammenhängenden Einzel­
heiten in Bezug auf eine Wiedereingliederungsmaßnahme Rechtsprechung und 
Wissenschaft überlassen wurden. 12 Es verwundert daher nicht, dass sich, insbeson­
dere bis Mitte der neunziger Jahre, zahlreiche arbeits- und sozialrechtliche Auto­
ren13 mit dem Modell der stufenweisen Wiedereingliederung beschäftigt haben. 
Aus dieser Zeit, gerrauer gesagt aus dem Jahre 1995, stammen mit Beckers14 und 
Zwades15 Arbeiten auch zwei Dissertationen zu diesem Themenkomplex. 
Becker beschäftigt sich in ihrer Arbeit sehr ausführlich mit dem Gegenstand und 
dem Modell der Wiedereingliederung sowie mit den sozialrechtlichen Folgen die­
ser Maßnahme. Daneben setzt sie sich mit Fragen auseinander, die auch in der vor­
liegenden Untersuchung intensiv behandelt werden. In diesem Zusammenhang 
genannt seien beispielsweise der Rechtscharakter des Wiedereingliederungsver­
hältnisses, die Freiwilligkeit einer solchen Maßnahme oder auch der Inhalt dieses 
Rechtsverhältnisses. Allerdings müssen in Folge der Gesetzesänderungen seit der 
Fertigstellung der Arbeit Beckers zahlreiche Problembereiche neu hinterfragt wer­
den, wie zum Beispiel die Freiwilligkeit der Wiedereingliederung und die Rechts­
folgen im Falle unterlassener Wiedereingliederungsvorgänge. 
Gleiches gilt für Zwades Arbeit. Auch er beschäftigt sich, neben den sozialrechtli­
chen, zwar auch mit den arbeitsrechtlichen Problemen der stufenweisen Wieder­
eingliederung. Allerdings ist auch seine Untersuchung auf dem Rechtsprechungs­
und Gesetzesstand des Jahres 1995. 
Die seit dieser Zeit verabschiedeten Gesetzesänderungen und ergangenen gerichtli­
chen Entscheidungen gingen demgegenüber einher mit einer bis heute andauernden 
Unsicherheit bezüglich des zutreffenden arbeitsrechtlichen Umganges mit der stu­
fenweisen Wiedereingliederung. Insofern bedarf es in einigen Bereichen einer Neu­
bewertung der von Becker und Zwade gefundenen Ergebnisse, wohingegen andere 
aktuellere Probleme und Lösungsansätze im Jahre 1995 mangels entsprechender 
Vorschriften noch gar nicht Gegenstand einer Untersuchung sein konnten. 

10 Gage!, Forum B, Beitrag 16/2006, S. 2 f. 
11 Gage!, Forum B, Beitrag 16/2006, S. 2, Fußnote 2. 
12 Vgl. Gage!, NZA 2001,988,989. 
13 Vgl. insbesondere Compensis, NZA 1992, 631, 631 ff.; Gitter, ZfA 1995, 123, 123 ff.; von 

Hoyningen-Huene, NZA 1992,49,49 ff. 
14 Becker, Wiedereingliederung, S. I ff. 
15 Zwade, Teilarbeitsflihigkeit, S. I ff. 
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Die aktuellen Unsicherheiten bezüglich der Wiedereingliederungsvorgänge zeigen 
nicht nur Beispiele aus der betriebsärztlichen Praxis, sondern auch neuere arbeits­
gerichtliche Urteile.16 Hierzu trägt sicherlich nicht zuletzt bei, dass zu diesem Prob­
lemkomplex erst eine geringe Zahl an Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichtes 
vorliegen. In dem "Nachschlagewerk des Bundesarbeitsgerichts- Arbeitsrechtliche 
Praxis" finden sich bis Dezember 2007 lediglich drei Entscheidungen, die jüngste 
aus dem Jahre 1999. Zum Vergleich: § 613 a BGB ist in diesem Nachschlagewerk 
im genannten Zeitpunkt mit 322 Entscheidungen vertreten. 
Auf der anderen Seite ist nicht nur eine immer größere Verbreitung des Instrumen­
tes der stufenweisen Wiedereingliederung zu beobachten.17 Vielmehr hat es seit 
Mitte der neunziger Jahre bedeutsame Gesetzesänderungen gegeben, die neue 
Antworten auf- vermeintlich geklärte - Fragen rund um die stufenweise Wieder­
eingliederung mit sich bringen. Nicht zuletzt machen neueste Entscheidungen18 des 
Bundesarbeitsgerichtes zum Schwerbehindertenrecht und zum betrieblichen Ein­
gliederungsmanagement nach § 84 Abs. 2 SGB IX eine Neubewertung bestimmter 
Rechtsfragen zum Thema stufenweise Wiedereingliederung notwendig. 

A. Modell der stufenweisen Wiedereingliederung 

Arbeitsrechtliche Bewertungen im Zusammenhang mit einer Wiedereingliede­
rungsmaßnahme setzen voraus, sich zunächst Klarheit über das Modell dieser Maß­
nahme zu verschaffen. 
Unter dem Begriff der stufenweisen Wiedereingliederung im Sinne des§ 28 SGB IX/ 
§ 74 SGB V ist die schrittweise Rückführung arbeitsunfähiger Arbeitnehmer in den 
Arbeitsprozess zu verstehen. 19 Eine solche Maßnahme kann von allen an einer stu­
fenweisen Wiedereingliederung beteiligten Akteuren ins Leben gerufen werden, 
also beispielsweise von dem Arbeitgeber, dem erkrankten Arbeitnehmer, dem be­
handelnden Arzt oder dem Betriebsarzt und nicht zuletzt auch von den gesetzlichen 
Krankenkassen. Wird eine stufenweise Wiedereingliederung aus medizinischer 
Sicht durch eine Stellungnahme des behandelnden Arztes oder des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung (MDK) als im konkreten Fall sinnvolle Maß­
nahme eingestuft, und erklärt der arbeitsunfähige Rehabilitand sein Einverständnis 

16 Vgl. GageliSchian, Behindertenrecht 2006, 53, 53; Gage/IM Schian/H.-M Schian, Forum B, 
Beitrag 16/2006, S. I. 

17 Gage/IM SchianiH.-M Schian, Forum B, Beitrag 16/2006, S. I. 
18 Siehe beispielsweise BAG v. 13. 06. 2006, 9 AZR 229/05, NZA 2007, 91, 91 ff. sowie BAG v. 

28.06.2007, 6 AZR 750/06, NZA 2007, 1049, 1049 ff. 
19 Vgl. Compensis, NZA 1992,631,631. 
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zu der Durchführung einer Wiedereingliederung, sind zwei Konstellationen denk­
bar?0 
In beiden Fällen klärt zunächst der Rehabilitationsträger oder der Versicherte mit 
dem Arbeitgeber, dem Betriebsarzt sowie gegebenenfalls dem Betriebsrat die Mög­
lichkeiten der Wiedereingliederung?1 Lehnt nunmehr der Arbeitgeber eine stufen­
weise Wiedereingliederung ab, so ist der Versuch der schrittweisen Rückkehr in 
das Erwerbsleben (zunächst einmal) gescheitert.22 Willigt der Arbeitgeber demge­
genüber in die Durchführung einer stufenweisen Wiedereingliederung ein, wird 
von dem behandelnden Arzt, regelmäßig unterstützt durch den Betriebsarzt, ein 
Wiedereingliederungsplan erstellt. 23 

Die Umsetzung einer stufenweisen Wiedereingliederung erfordert also eine beson­
dere Vereinbarung mit dem Arbeitgeber.24 Dagegen kommt den Sozialleistungsträ­
gem primär die Aufgabe zu, die Durchführung dieser Maßnahme, insbesondere 
durch Zahlung von Krankengeld, zu finanzieren.25 

Neben diesem finanziellen Aspekt ist der Wiedereingliederungsplan die entschei­
dende Komponente für den Erfolg einer stufenweisen Wiedereingliederung. Ein 
solcher Plan regelt die Einzelheiten des Ablaufes der schrittweisen und schonenden 
Arbeitsaufuahme. Er soll so gestaltet werden, dass die Wiedereingliederungsphase 
nicht weniger als sechs Wochen und maximal sechs Monate dauert und im Erfolgs­
fall mit der vollen Arbeitsaufuahme endet.26 Während dieser Zeit wird der arbeits­
unfähige Rekonvaleszent dem Wiedereingliederungsplan entsprechend bei seinem 
Arbeitgeber beschäftigt und regelmäßig von dem.behandelnden Arzt untersucht.27 

Der Wiedereingliederungsplan sieht vor, den Rehabilitanden zu Beginn der Wie­
dereingliederung mit, im Vergleich zu seiner arbeitsvertraglich geschuldeten Tätig­
keit, in qualitativer und/oder in quantitativer Hinsicht reduzierten Aufgaben zu 
betrauen. Ein in Folge eines Rückenleidens arbeitsunfähiger Lagerarbeiter, der laut 
seinem Arbeitsvertrag eine achtstündige, sowohl stehende als auch sitzende Tätig­
keit schuldet, wird im Rahmen einer Wiedereingliederung beispielsweise die ersten 
zwei Wochen nur rein sitzende Tätigkeiten und diese auch lediglich vier Stunden 

20 Vgl. BAR, Schriftenreihe, Heft 8, S. 24. 
21 Vgl. BAR, Schriftenreihe, Heft 8, S. 24. 
22 Vgl. BAR, Schriftenreihe, Heft 8, S. 24. 
23 Vgl. BAR, Schriftenreihe, Heft 8, S. 24. 
24 Gagel/Schian, Behindertenrecht 2006, 53, 54. 
25 Gagel/Schian, Behindertenrecht 2006, 53, 54. 
26 Vgl. BAR, Schriftenreihe, Heft 8, S. 30. 
27 Vgl. Richtlinie Nr. 30 alter Fassung, Bundesarbeitsblatt 11/1991, S. 30.; nunmehr Nr. 5 der Anla­

ge zu den AU-Richtlinien neuer Fassung vom 01.12.2003 (Richtlinie des Gemeinsamen Bundes­
ausschusses nach§ 92 Abs. l S. 2 Nr. 7 SGB V), abgedruckt im Bundesanzeiger Nr. 61/2004, 
s. 6501,6502. 
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